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Deskriptoren Berufskrankheit nach Nr. 1307 der Anlage

1 zur BKV
offener Berufskrankheiten-Tatbestand
Flugbegleiterin
Vollbeweis der Exposition
Beweisnotstand
aerotoxisches Syndrom  

Leitsätze 1. Bei der beruflichen Tätigkeit einer
Flugbegleiterin fehlt es am Vollbeweis
einer Exposition gegenüber
Organophosphatverbindungen im Sinne
der Nr. 1307 der Anlage 1 zur BKV, wenn
bei ihren Flügen keine sog. Fume Events
bzw. Rauchgasentwicklungen
dokumentiert sind. 

2. Bei dem sog. aerotoxischen Syndrom
handelt es sich nach dem aktuellen
wissenschaftlichen Erkenntnisstand nicht
um ein definiertes eigenständiges
Krankheitsbild oder eine spezielle
Diagnose, welches die Voraussetzungen
eines generell geeigneten
Krankheitsbildes im Sinne des offenen
Berufskrankheiten-Tatbestandes der Nr.
1307 der Anlage 1 zur BKV erfüllt. 

Normenkette SGB VII § 9 Abs. 1
Nr. 1307 der Anlage 1 zur BKV 
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Aktenzeichen S 8 U 67/12
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3. Instanz

Datum -

I.Â Â  Â Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am
Main vom 3. November 2015 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II.Â Â  Â Die Beteiligten haben einander auch im Berufungsverfahren keine Kosten
zu erstatten.Â 

III.Â Â  Â Die Revision wird nicht zugelassen.Â 

Tatbestand

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die KlÃ¤gerin Anspruch auf Verpflichtung der
Beklagten zur Feststellung ihrer Atemwegserkrankung als Berufskrankheit (BK) nach
BK Nr. 1307 (Erkrankungen durch organische Phosphorverbindungen) der Anlage 1
zur Berufskrankheiten-Verordnung (BKV) hat.Â 

Mit Schreiben vom 22. April 2009 zeigte die 1962 geborene KlÃ¤gerin der Beklagten
an, dass sie wÃ¤hrend ihrer beruflichen, bei der Beklagten in der gesetzlichen
Unfallversicherung versicherten TÃ¤tigkeit bei der C. am 19. Januar 2008 auf dem
RÃ¼ckflug von Dallas nach C-Stadt erhebliche Atemnot, Herzrasen, ein Kribbeln in
den Beinen, eine Nasenschleimhautschwellung Ã¼ber mehrere Wochen ohne
ErkÃ¤ltung und Kopfhautjucken verspÃ¼rt und sich kÃ¶rperlich extrem schlecht
gefÃ¼hlt habe. Diese Beschwerden hÃ¤tten sich im letzten Jahr wiederholt. Ferner
leide sie an laufenden NasennebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndungen, Schmerzen im
Halswirbelbereich, Augenreizungen, Herpes, extremen Kopfschmerzen nach
FlÃ¼gen, teilweise WortfindungsstÃ¶rungen, Reizdarm, ErschÃ¶pfungssymptomen,
Schmerzen im Gesicht, stÃ¤ndigem Harndrang, Gliederschmerzen, an Problemen,
HÃ¤nde und Arme zu bewegen sowie an RÃ¼ckenproblemen. Sie habe den
Verdacht auf eine Erkrankung durch organische Phosphatverbindungen, ausgelÃ¶st
durch Trikresylphosphat (TCP), Ozon und Pestizide in der Kabinenluft. Im Folgenden
legte die KlÃ¤gerin der Beklagten zahlreiche Laborbefunde vor.Â 

Die KlÃ¤gerin war in der Zeit von 1982 bis 1997 Ã¼berwiegend als SekretÃ¤rin und
im BÃ¼ro beschÃ¤ftigt (Angaben im Fragebogen der Beklagten vom 13. Mai 2009).
Ausweislich der Stellungnahme des GeschÃ¤ftsbereichs PrÃ¤vention der Beklagten
vom 16. April 2010 war sie ab Juni 1998 Flugbegleiterin bzw. Purser bei der C.,
Standort C-Stadt. Eigenen Angaben zufolge flog sie Lang-, Mittel- und Kurzstrecke.
Sie flog mit dem D. xx1, xx2, xx3, xx4, xx5 und der E. xx7 und xx8. Langstrecken
absolvierte sie Ã¼berwiegend mit dem D. xx4, xx5-xx6 und der E. xx7-xx9. Nach
einer VollzeittÃ¤tigkeit von 1998 bis 2004 reduzierte sie ihre Arbeitszeit ab 2005 auf
91,67% und ab 2007 auf 72,05%. Seit Januar 2008 war sie arbeitsunfÃ¤hig erkrankt
und seit 2009 fluguntauglich. Ausweislich der Stellungnahme des
GeschÃ¤ftsbereichs PrÃ¤vention vom 16. April 2010 gab die KlÃ¤gerin bei der
Befragung an, dass ab Januar 2003 bei den FlÃ¼gen besondere
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Geruchswahrnehmungen aufgetreten seien, die weder von Flugzeugtypen noch
bestimmten Ereignissen abhÃ¤ngig gewesen seien. Auf dem Flug am 19. Januar
2008 habe es keinen nennenswerten Vorfall (Incident) gegeben.Â 

Die Beklagte forderte Befundberichte bei den behandelnden Ã�rzten,
Vorerkrankungsverzeichnisse sowie die Akten des RentenversicherungstrÃ¤gers an.
Der Internist und Arzt fÃ¼r Lungen- und Bronchialheilkunde Dr. F. teilte der
Beklagten mit Befundbricht vom 4. Juni 2009 mit, dass bei der KlÃ¤gerin normale
statische und dynamische Lungenvolumina und keine StÃ¶rung der Atemmechanik
vorliege. Nach einem Provokationstest diagnostizierte er ein hyperreagibles
Bronchialsystem bzw. Bronchialasthma (ICD-10 J45.9). Der Facharzt fÃ¼r
Allgemeinmedizin, Umweltmedizin Dr. G. fÃ¼hrte im Befundbericht vom 18.
Dezember 2009 aus, dass die KlÃ¤gerin an einer stark ausgeprÃ¤gten Umwelt
assoziierten Erkrankung mit der AusprÃ¤gungsform eines chronischen
ErschÃ¶pfungssyndroms, einer stark ausgeprÃ¤gten SchleimhautschÃ¤digung
besonders der Atemwege und des Verdauungstraktes durch Exposition gegenÃ¼ber
allergenen und schleimhautschÃ¤digenden/schleimhautirritierenden
Umweltsubstanzen, einer pathologischen Immunreaktion im Sinne von
Ã¼berschieÃ�enden unkontrollierten Immunreaktionen bei uneingeschrÃ¤nkter
immunologischer LeistungsfÃ¤higkeit mit Reaktionen in Bezug auf
Intoleranzreaktionen vom Typ I und Typ IV, systemischen EntzÃ¼ndungsreaktionen
durch weiÃ�e BlutkÃ¶rperchen und der pathologischen Bildung von
AutoantikÃ¶rpern leide. ZusÃ¤tzlich sei eine ausgeprÃ¤gte allergische Diathese, die
nur zum geringen Teil mit der saisonalen Pollenflugsituation im FrÃ¼hjahr
zusammenhÃ¤nge, sondern durch die ganzjÃ¤hrige Exposition zu
Innenraumschimmelpilzen permanent unterhalten werde, sowie eine
Laktoseintoleranz homozygoter Form gegeben. Des Weiteren mÃ¼sse von einer
VerstÃ¤rkung der Diagnosen durch die Exposition gegenÃ¼ber zum Teil
hochgiftigen Mykotoxinen in den privaten InnenrÃ¤umen der KlÃ¤gerin gerechnet
werden. Anamnestisch sei anzunehmen, dass die Exposition der KlÃ¤gerin
gegenÃ¼ber SchmierÃ¶len in typischen Flugzeugen, in dem Falle TCP, eine
wesentliche Vorbereitung und VorprÃ¤gung der schweren Erkrankung darstelle.Â 

Der GeschÃ¤ftsbereich PrÃ¤vention der Beklagten teilte mit Stellungnahmen vom
16. November 2010 und 1. Januar 2012 mit, dass eine GefÃ¤hrdung im Sinne der BK
Nr. 1307 nicht wahrscheinlich sei, nach neueren Studien insbesondere auch nicht
durch TCP (Additiv von Turbinen- und HydraulikÃ¶len) oder anderer
PhosphorsÃ¤ureester, wenngleich es sich bei TCP um Listenstoffe im Sinne der BK
Nr. 1307 handle. Â 

Mit Bescheid vom 24. Februar 2012 lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin
auf Feststellung einer BK nach BK Nr. 1307 und EntschÃ¤digungsleistungen wegen
fehlender arbeitstechnischer Voraussetzungen ab, weil die KlÃ¤gerin im Rahmen
ihrer beruflichen TÃ¤tigkeit bei der C. keinen Einwirkungen von organischen
Phosphorverbindungen ausgesetzt gewesen sei, die geeignet seien, die bei ihr
festgestellten Diagnosen/Symptome zu verursachen. Den am 1. MÃ¤rz 2012
eingelegten Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 13. April
2012 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.
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Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 21. April 2012 Klage (Az. S 8 U 67/12) bei dem
Sozialgericht Frankfurt am Main (Sozialgericht) erhoben. Die Beklagte hat im
Klageverfahren u. a. Stellungahmen ihres GeschÃ¤ftsbereichs PrÃ¤vention vom 14.
Januar 2014 und 30. Dezember 2014 zu den Akten gereicht.

Mit weiterem Bescheid vom 24. Februar 2012 in Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 19. Juni 2012 lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin auf Feststellung
einer BK nach BK Nr. 4302 und EntschÃ¤digungsleistungen wegen fehlender
medizinischer Voraussetzungen ab. Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 28. Juni 2012
Klage erhoben (Az. S 8 U 107/12).

Mit Urteil vom 3. November 2015 (Az. S 8 U 67/12) hat das Sozialgericht die Klage
auf Feststellung einer BK nach BK Nr. 1307 und EntschÃ¤digung abgewiesen. In den
EntscheidungsgrÃ¼nden hat es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass der auf
EntschÃ¤digung gerichtete Klageantrag bereits unzulÃ¤ssig sei, da mit dem
angefochtenen Bescheid keine Ablehnung einer konkreten Leistung der
gesetzlichen Unfallversicherung erfolgt sei. Der auf Anerkennung einer
Berufskrankheit nach BK Nr. 1307 gerichtete zulÃ¤ssige Klageantrag sei
unbegrÃ¼ndet. Nach dem Ergebnis der Ermittlungen der Beklagten stehe nicht mit
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit fest, dass die KlÃ¤gerin wÃ¤hrend
ihrer BerufstÃ¤tigkeit als Flugbegleiterin bzw. als Purser in einem die Gesundheit
gefÃ¤hrdenden AusmaÃ� organischen Phosphorverbindungen ausgesetzt gewesen
sei. Zwar kÃ¶nne es nach den Feststellungen des GeschÃ¤ftsbereichs PrÃ¤vention
der Beklagten durch Ã�berfÃ¼llungen von Ã�l, fehlerhaften DichtungsvorgÃ¤ngen,
Fehlbedienungen und wahrscheinlich auch konstruktiven Fehlern an bestimmten
Triebwerken im Einzelfall zum Eindringen von Ã�ldÃ¤mpfen, Ã�laerosolen oder
Bestandteilen thermisch zersetzter Ã�le in Kabine und Cockpit kommen. Allein die
MÃ¶glichkeit, dass z. B. TCP durch einen dazu geeigneten Defekt an dem
Frischluftsystem des Flugzeuges habe eindringen kÃ¶nnen, reiche fÃ¼r den
Nachweis einer Exposition gegenÃ¼ber organischen Phosphorverbindungen jedoch
nicht aus. Nach den Feststellungen des GeschÃ¤ftsbereichs PrÃ¤vention sei die
KlÃ¤gerin als Flugbegleiterin keinem berufsspezifisch erhÃ¶hten Risiko im Hinblick
auf organische Phosphorverbindungen ausgesetzt gewesen. Sie habe zwar eigenen
Angaben zufolge wÃ¤hrend mehrerer FlÃ¼ge extreme GerÃ¼che wahrgenommen.
Diese Geruchswahrnehmung lasse jedoch nicht ohne weiteres auf das Eindringen
von organischen Phosphorverbindungen in die Fluggastkabine schlieÃ�en, zumal
der KlÃ¤gerin eine konkrete Beschreibung der bemerkten GerÃ¼che nicht gelungen
sei. Meldungen eines Verdachts auf ein Fume-Event seien fÃ¼r FlÃ¼ge der
KlÃ¤gerin nicht bekannt geworden. Nach den AusfÃ¼hrungen des
PrÃ¤ventionsdienstes hÃ¤nge dies zum einen damit zusammen, dass TCP sehr
schwerflÃ¼chtige Verbindungen darstellten, bei denen unter
Umgebungsbedingungen in Kabine und Cockpit, aber auch an kalten OberflÃ¤chen
in der LuftzufÃ¼hrung sofort mit Kondensation zu rechnen sei. Dampf- oder
trÃ¶pfchenfÃ¶rmige sowie staubgetragene TCP wÃ¼rden daher an den Filtern
ausgeschieden. Soweit die KlÃ¤gerin die Filterwirkung in Abrede gestellt hatte, habe
der PrÃ¤ventionsdienst darauf hingewiesen, dass ein Teil der Kabinenluft rezirkuliert
und dabei mit HEPA-Filtern (High Efficency Particulate Airfiltern) gereinigt werde.
Diese seien Hochleistungsfilter primÃ¤r fÃ¼r Partikelaerosole wie StÃ¤ube und
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Mikroorganismen. Es sei aber davon auszugehen, dass schwerflÃ¼chtige
organische Verbindungen (semi-volatile organic compounds â�� SVOC) ebenfalls
auf HEPA-Filtern abgeschieden wÃ¼rden, auch wenn jene fÃ¼r diesen Einsatzzweck
kein definiertes Abscheideverhalten aufwiesen. AuÃ�erdem wÃ¼rden VorfÃ¤lle, bei
denen ein Ã�lgeruch in der Kabine wahrgenommen werde, nur selten berichtet (mit
Ausnahme der Maschinen H. xx10 und xx11, die aber von der KlÃ¤gerin nicht
geflogen worden seien). Auch die von dem PrÃ¤ventionsdienst ausgewerteten
Untersuchungen und VerÃ¶ffentlichungen belegten kein berufsspezifisches Risiko
von Flugpersonal hinsichtlich der Exposition gegenÃ¼ber organischen
Phosphorverbindungen. Danach gebe es keine Untersuchung, die Hinweise auf eine
gesundheitsschÃ¤digende Belastung von Kabinenpersonal durch TCP ergeben habe.
Ferner habe der PrÃ¤ventionsdienst zahlreiche VerÃ¶ffentlichungen, die Messwerte
zu einer etwaigen TCP-Konzentration im Flugzeug enthielten, ausgewertet. In diesen
VerÃ¶ffentlichungen habe die Hintergrundbelastung entweder nicht oder in einem
derart geringfÃ¼gigen Umfang nachgewiesen werden kÃ¶nnen, dass die bekannten
Wirkschwellen nicht ansatzweise erreicht wÃ¼rden. Der Hinweis der KlÃ¤gerin, es
handele sich bei den Erkrankungen um typische Folgen einer TCP-Vergiftung,
gebiete keine andere Sicht der Dinge.Â 

Mit weiterem Urteil vom 3. November 2015 (Az. S 8 U 107/12) hat das Sozialgericht
die Klage auf Feststellung einer BK nach BK Nr. 4302 und EntschÃ¤digung
abgewiesen.

Gegen das ihr am 10. November 2015 zugestellte Urteil (Az. S 8 U 67/12) hat die
KlÃ¤gerin am 19. November 2015 Berufung zu dem Hessischen Landessozialgericht
eingelegt (Az. L 3 U 246/15), ebenso gegen das das Urteil im Parallelverfahren (Az. 
S 8 U 107/12 â�� L 3 U 247/15). Zur BerufungsbegrÃ¼ndung im vorliegenden
Verfahren hat die KlÃ¤gerin u. a. ausgefÃ¼hrt, dass bei ihr eine Exposition
gegenÃ¼ber organischen Phosphorverbindungen vorliege. Das Sozialgericht sei
fehlerhaft davon ausgegangen, dass wissenschaftliche Untersuchungen angeblich
kein erhÃ¶htes Erkrankungsrisiko des fliegenden Personals belegten. In den letzten
Jahren sei eine Vielzahl von SchÃ¤digungsfÃ¤llen eingetreten und darÃ¼ber auch
berichtet worden. Der vom Sozialgericht zugrunde gelegte wissenschaftliche
Erkenntnisstand beziehe sich in sehr einseitiger Weise nur auf
Untersuchungsergebnisse, in denen die streitgegenstÃ¤ndliche Problematik
verharmlost dargestellt werde. Gleiches gelte fÃ¼r die vom PrÃ¤ventionsdienst
vorgelegten Mess- und Untersuchungsergebnisse. Wie inzwischen verschiedene
Untersuchungen gezeigt hÃ¤tten, sei die direkt von den Turbinen der Flugzeuge
angesaugte Frischluft sei oft durch VerbrennungsrÃ¼ckstÃ¤nde (insbesondere Ã�le
u. Ã¤.) und deren durch Erhitzung entstehenden Folgeprodukte bzw. Schadstoffe
erheblich belastet (z. B. Beryllium oder Trikresylphosphat â�� TCP). Sie sei bei den
behandelnden Ã�rzten mittels LTT-Test untersucht worden, wobei eine extreme
Belastung auf TCP festgestellt worden sei. WÃ¤hrend der 5 bis 6 Jahre, wÃ¤hrend
sie als Purserin mit dem xx2, xx3 mitgeflogen sei, sei mehrfach Rauch in der Kabine
aufgetreten. Die Rauchgasbelastungen seien aber nicht dokumentiert. Besonders
auf dem Flug nach Dallas am 17. Januar 2008 mit dem xx5/I. und dem RÃ¼ckflug
am 19. Januar 2008 sei es ihr sehr schlecht gegangen. Dort habe sie unter extremer
Atemnot im Sinne einer Obstruktion gelitten. Sie habe regelmÃ¤Ã�ig bei FlÃ¼gen
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nach SÃ¼dafrika bzw. nach Indien sog. Desinfektionen mit einem Langzeit-
Pyrethroid durchfÃ¼hren mÃ¼ssen. Bei ihr seien verschiedene Metaboliten bzw.
Abbauprodukte von Permethrin und Ã¤hnlichen Substanzen, welche Bestandteile
bzw. Folgeprodukte der verwendeten Pyrethroide seien, nachgewiesen worden. Sie
fÃ¼gte u. a. aktuelle Stellungnahmen/VerÃ¶ffentlichungen der Vereinigung Cockpit
e.V. sowie einen dpa-Bericht Ã¼ber die Ergebnisse einer Studie des
UniversitÃ¤tsklinikums GÃ¶ttingen bei, in der schÃ¤dliche Stoffgemische aus der
Zapfluft aus Triebwerken in der Kabine in ihren gesundheitlichen Auswirkungen
untersucht worden seien. Bei ihr liege eine Erkrankung durch organische
Phosphorverbindungen im Sinne der BK Nr. 1307 vor. Zum medizinischen
Krankheitsbild gehÃ¶rten u. a. NervenschÃ¤digungen, Herz-Kreislauf-Versagen,
und/oder AtemlÃ¤hmung, zentralnervÃ¶se Symptomatik, Leibschmerzen,
Kopfschmerzen, VerwirrtheitszustÃ¤nde, Ã�ngste, ParÃ¤sthesien, Muskelsteife,
besonders im Nacken und im Gesicht etc. Hierzu hat sie eine Schilderung ihres
Krankheitsverlaufs wÃ¤hrend der AusÃ¼bung ihrer beruflichen TÃ¤tigkeit von 1998
bis 2008 Ã¼berreicht, welcher genau diese Krankheitssymptome umfasse. Â Selbst
8 Jahre nach Expositionsstopp habe mittels LTT noch eine extreme Reaktion auf TCP
nachgewiesen werden kÃ¶nnen. Es sei ein medizinisches
SachverstÃ¤ndigengutachten einzuholen. Nach ihrer Auffassung liege hinsichtlich
der tatsÃ¤chlichen AufklÃ¤rung von Schadstoffbelastungen im Cockpit und der
Kabine sowie notwendiger medizinischer Untersuchungen ein rechtliches
Systemversagen vor, da entsprechende systematische Messungen bislang nicht
durchgefÃ¼hrt worden seien. Dass der Arbeitgeber bzw. die Beklagte nicht
unmittelbar nach dem Flug im Januar 2008 die KlÃ¤gerin zum Vorliegen einer
Obstruktion untersucht habe, kÃ¶nne ihr rechtlich nicht zugerechnet werden. Ein
retrospektiver Nachweis entsprechend dem aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnisstand mÃ¼sse rechtlich mÃ¶glich bleiben. Die KlÃ¤gerin hat ein MDK-
Gutachten vom 21. Oktober 2008 und zwei Stellungnahmen des medizinischen
Dienstes der C. Ã¼ber Untersuchungen am 20. und 25. MÃ¤rz 2018, Ã¤rztliche
Berichte des Cardiologischen Centrums Bethanien, das Ergebnis einer Positronen-
Emissions-Tomographie (PET) des ZNS der Kreiskliniken Esslingen, Radiologe Dr. J.
vom 22. Dezember 2009 sowie verschiedene KurzverÃ¶ffentlichungen u. a. Ã¼ber
die Studie der UniversitÃ¤tsklinik GÃ¶ttingen zu den Akten gereicht.

Die KlÃ¤gerin beantragt (sinngemÃ¤Ã�),
das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 3. November 2015 und den
Bescheid der Beklagten vom 24. Februar 2012 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 13. April 2012 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, bei ihr eine Berufskrankheit nach BK Nr. 1307 der Anlage 1 zur BKV
festzustellen und zu entschÃ¤digen.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.Â 

Der Senat hat auf Antrag der KlÃ¤gerin ein SachverstÃ¤ndigengutachten der Prof.
Dr. K., Ã�rztin fÃ¼r Arbeitsmedizin, Sozialmedizin, Umweltmedizin und Allergologie,
Direktorin des Instituts fÃ¼r Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin des
UniversitÃ¤tsklinikums Jena, vom 17. Februar 2019 (auf der Grundlage einer
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ambulanten Untersuchung der KlÃ¤gerin am 7. Juni 2018) nebst Zusatzgutachten
des Internisten/Pneumologen Dr. L. vom Oktober 2018 (auf der Grundlage einer
ambulanten Untersuchung der KlÃ¤gerin am 5. September 2018) eingeholt.Â 

Prof. Dr. K. hat bei der KlÃ¤gerin u. a. folgende GesundheitsstÃ¶rungen
festgestellt:Â 
â�¢Â Â  Â Eine obstruktive Atemwegserkrankung symptomatisch seit etwa 2003, im
Verlauf gebessert, lungenfunktionsanalytisch objektiviert (Obstruktion 2009,
Nachweis einer unspezifischen bronchialen HyperreagibilitÃ¤t 2009 und 2018 â��
ICD 10 J45),
â�¢Â Â  Â eine SauerstoffaufnahmestÃ¶rung am ehesten im Sinne einer relativen
kapillÃ¤ren Minderperfusion der Lunge (anamnestische Hinweise etwa seit 2003,
erstmals objektiviert 2018 â�� ICD 10 J68.9),Â 
â�¢Â Â  Â rezidivierende Infekte der oberen Atemwege bei chronischer Sinusitis
(seit 1997 aktenkundig â�� ICD 10 J32),
â�¢Â Â  Â eine periphere Polyneuropathie (anamnestisch seit 2003, im Verlauf
gebessert, erstmals beschrieben 2009 in Form handschuh- und sockenfÃ¶rmiger
HypÃ¤sthesien und Hyperpathien, motorisch in Form eines erheblichen Abfalls der
Muskelkraft â�� ICD 10 G62.2),
â�¢Â Â  Â eine Enzephalopathie in Form punktueller kognitiver EinschrÃ¤nkungen
(anamnestisch seit etwa 2003, auffÃ¤llige Minderung der absoluten Glukose-
Aufnahme in verschiedenen Hirnregionen im PET-CT, Ã¤rztlich beschrieben seit
2009, erstmals objektiviert mittels standardisierter Tests 2018 â�� ICD 10 G92),
â�¢Â Â  Â St. n. paroxysmalen Tachykardien (anamnestisch seit 2008, kardiologisch
gesichert 2009 â�� ICD 10 I47),
â�¢Â Â  Â St. n. hÃ¤modynamisch nicht bedeutsamem Perikarderguss unklarer
Genese (kardiologisch gesichert 2009 â�� ICD 10 I31,
â�¢Â Â  Â Rezidivierende Infekte der oberen Atemwege bei chronischer Sinusitis
(seit 1997 aktenkundig).

Die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r das Vorliegen einer Berufskrankheit nach
BK Nr. 1307 seien in Form kognitiver EinschrÃ¤nkungen (in plausibler
Ã�bereinstimmung mit den Ergebnissen des PET-CT) sowie in Form einer
Polyneuropathie, welche sich nach anamnestischen Angaben in den letzten 10
Jahren gebessert habe, gegeben. DiesbezÃ¼gliche Erkrankungen seien bei
symptomatischen Patientinnen und Patienten nach Kabinenluftzwischenfall
wissenschaftlich beschrieben. Hinweise auf chronische ubiquitÃ¤re AuslÃ¶ser wie
BandscheibenstÃ¶rungen, Borreliose, chronische Diabetesfolgen, chronische Folgen
eines Ã¼bermÃ¤Ã�igen Alkoholkonsums bzw. auf eine hirnorganische Erkankung
anderen Ursprungs etc. fÃ¤nden sich nicht. Somit bestehe kein vernÃ¼nftiger
Anhalt, dass die bestehende Erkrankung des Nervensystems (Enzephalopathie in
Form kognitiver EinschrÃ¤nkungen) nicht toxisch durch Kabinenluftkontaminationen
der gesundheitlich auffÃ¤lligen FlÃ¼ge ausgelÃ¶st worden sei. Ob sich noch
Residuen der 2008 beschriebenen Polyneuropathie fÃ¤nden, sei nicht aktenkundig.
Die Beurteilung der GefÃ¤hrdung durch die Beklagte sei unter Einbeziehung der
wissenschaftlichen Erkenntnisse der letzten Jahre sowie unter Einbeziehung der BG-
lich gemeldeten ErkrankungsfÃ¤lle zu aktualisieren und entsprechende
KenntnislÃ¼cken zur mÃ¶glichen chronischen Exposition durch geeignete
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prospektive kontrollierte Studien zu schlieÃ�en. Bei Zweifeln an den
arbeitstechnischen Voraussetzungen sollten die Ergebnisse einer Nachrecherche
durch die Beklagte abgewartet werden, bevor abschlieÃ�end entschieden werde.
Nicht auf berufliche Belastungen zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien u. a. der St. n.
paroxysmalen Tachykardien, der St. n. hÃ¤modynamisch nicht bedeutsamem
Perikarderguss unklarer Genese und die rezidivierenden Infekte der oberen
Atemwege bei chronischer Sinusitis.

Der Senat hat von Amts wegen ein Gutachten bei Prof. Dr. M., Facharzt fÃ¼r
Arbeitsmedizin, Internist/Lungen- und Bronchialheilkunde, Allergologie,
Umweltmedizin vom 31. August 2020, Direktor des Instituts und der Poliklinik fÃ¼r
Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin der Ludwig-Maximilians-UniversitÃ¤t
MÃ¼nchen, auf der Grundlage einer ambulanten Untersuchung der KlÃ¤gerin am
30. Juni 2020 eingeholt. Der SachverstÃ¤ndige hat bei der KlÃ¤gerin als
GesundheitsstÃ¶rungen eine chronische Sinusitis, rezidivierende
NasenebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndungen, eine polyvalente Sensibilisierung gegenÃ¼ber
GrÃ¤serpollen und Schimmelpilzen ohne eindeutige Klinik im Sinne einer
allergischen Rhinitis oder eines allergischen Asthma bronchiale, einen Verdacht auf
ein beginnendes Intrinsic Asthma bronchiale, aktuell durch die Lungenfunktion nicht
bestÃ¤tigt, sowie eine multiple ChemikaliensensibilitÃ¤t (MCS) festgestellt. Er ist
zum Ergebnis gelangt, dass bei der KlÃ¤gerin aus medizinischer Sicht keine
Berufskrankheit nach BK Nr. 1307 vorliege. Nach derzeitiger Erkenntnislage seien
Flugbegleiter und Piloten zwar im Vergleich zur AllgemeinbevÃ¶lkerung einer leicht
erhÃ¶hten inneren Belastung mit gewissen Organophosphatverbindungen
ausgesetzt. Ausreichend hohe Expositionen mit organischen
Phosphatverbindungen, um ein Krankheitsbild entsprechend einer BK Nr. 1307
auszulÃ¶sen, kÃ¤men bei Flugbegleitern nach heutigem Wissenstand nicht vor.
Soweit sich Prof. Dr. K. wiederholt auf von ihr behandelte symptomatische
Patientinnen und Patienten nach KabinenluftzwischenfÃ¤llen bezogen habe, die im
zeitlichen Zusammenhang mit einem auffÃ¤lligen Flug innere Belastungen mit
humantoxischen Stoffen oder Stoffgruppen zeigten, kÃ¶nne nicht auf den aktuellen
Begutachtungsfall rÃ¼ckgeschlossen werden. Bei der KlÃ¤gerin seien entgegen den
Feststellungen der Prof. Dr. K. weder eine Encephalopathie noch Polyneuropathie
noch Small-Fiber-Neuropathie gesichert. Â 

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin hat mit Schriftsatz vom 8. Oktober 2020
EinwÃ¤nde gegen das Gutachten erhoben (unter BeifÃ¼gung einer ausfÃ¼hrlichen
persÃ¶nlichen Stellungnahme der KlÃ¤gerin vom 28. September 2020).Â 

Der Senat hat auf Antrag der KlÃ¤gerin eine ergÃ¤nzende Stellungnahme der Prof.
Dr. K. vom 2. April 2021 eingeholt. Diese hat ihre Auffassung aufrechterhalten, dass
bei der KlÃ¤gerin zumindest 2008 eine Neuropathie in Form handschuh- und
sockenfÃ¶rmiger HypÃ¤sthesien und Hyperpathien, motorisch in Form eines
erheblichen Abfalls der Muskelkraft vorgelegen habe. Es sei eine Encephalopathie in
Form psychometrisch mittels standardisierter alterskorrelierter Verfahren
gesicherter, punktueller kognitiver EinschrÃ¤nkungen gegeben.

Dem ist Prof Dr. M. mit ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 4. August 2021
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entgegengetreten. Eine Small Fiber Polyneuropathie und eine Enzephalopathie
seien bis dato nicht gesichert und dÃ¼rften aktuell aufgrund der Besserung des
klinischen Bilds schwerlich nachweisbar sein. Eine neurologische Begutachtung hat
Prof. Dr. M. nicht fÃ¼r erforderlich gehalten.Â 

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
durch den Senat einverstanden erklÃ¤rt (Schriftsatz des ProzessbevollmÃ¤chtigten
des KlÃ¤gers vom 22. September 2021; Schreiben der Beklagten vom 1. Oktober
2021).

Wegen weiterer Einzelheiten sowie des Vortrags der Beteiligten wird auf den Inhalt
der Gerichts- und Verwaltungsakten sowie der Gerichts- und Verwaltungsakten des
Parallelverfahrens L 3 U 247/15 Bezug genommen, der Gegenstand der
Entscheidungsfindung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten hatte der Senat Ã¼ber die Berufung der
KlÃ¤gerin ohne mÃ¼ndliche Verhandlung gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 i. V. m. Â§ 124
Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zu entscheiden.

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.Â 

Soweit die KlÃ¤gerin allgemein eine â��EntschÃ¤digungâ�� der von ihr geltend
gemachten Berufskrankheit nach BK Nr. 1307 begehrt, ist der Antrag bereits
unzulÃ¤ssig, wie das Sozialgericht zutreffend festgestellt hat. Denn zum einen ist
der Antrag insoweit weder auf konkrete Leistungen gerichtet noch hat die Beklagte
in ihren Bescheiden Ã¼ber entsprechende konkrete Leistungen entschieden. Im
Entscheidungszeitpunkt stand somit nicht fest, welche der in Frage kommenden
Leistungen (Verletztengeld, Rente u.a.) im konkreten Fall tatsÃ¤chlich beansprucht
werden kÃ¶nnen und fÃ¼r welchen Zeitraum sie ggf. zu erbringen sind. Ã�ber diese
Leistungen kann durch das Gericht auch nicht durch Grundurteil (Â§ 130 Abs. 1 SGG
) entschieden werden. Denn die in Â§ 130 Sozialgerichtsgesetz (SGG) vorgesehene
MÃ¶glichkeit zum Erlass eines Grundurteils ist auf FÃ¤lle beschrÃ¤nkt, in denen der
KlÃ¤ger eine oder mehrere ihrer Art nach feststehende Geldleistungen begehrt, auf
die ein Rechtsanspruch besteht. Nicht die Leistung als solche, sondern nur ihre
HÃ¶he kann in diesem Fall vom Gericht offengelassen und der Berechnung durch
den SozialleistungstrÃ¤ger Ã¼berlassen werden. SchlieÃ�lich hat die Verurteilung
zur GewÃ¤hrung einer â��EntschÃ¤digungâ�� keinen vollstreckbaren Inhalt (vgl.
BSG, Urteile vom 7. September 2004 â�� B 2 U 35/03 R â�� und vom 30. Januar
2007 â�� B 2 U 6/06 â�� jeweils juris; Urteile des erkennenden Senats vom 28. April
2015 â�� L 3 U 9/12, Â 11. September 2020 Â  L 3 U 150/18 â�� und 4. Mai 2021
â�� L 3 U 70/19 â�� jeweils juris).Â 

Der zulÃ¤ssige Antrag auf Antrag auf Feststellung einer BK nach BK Nr. 1307 ist
unbegrÃ¼ndet.Â 

Das Urteil des Sozialgerichts vom 3. November 2015 sowie der Bescheid der
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Beklagten vom 24. Februar 2012 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 13.
April 2012 sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.
Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf Feststellung einer Berufskrankheit nach BK
Nr. 1307 der Anlage 1 zur BKV.Â 

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Feststellung einer BK ist Â§ 9 Abs. 1 Sozialgesetzbuch
â�� Siebtes Buch â�� Gesetzliche Unfallversicherung â�� SGB VII in Verbindung mit
BK Nr. 1307. GemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 1 SGB VII sind Berufskrankheiten Krankheiten, die
die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrats als
Berufskrankheiten bezeichnet (sog. Listen-BK) und die Versicherte infolge einer den
Versicherungsschutz nach den Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit
erleiden (Satz 1). Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG ist fÃ¼r die
Feststellung einer Listen-BK erforderlich, dass die Verrichtung einer â��
grundsÃ¤tzlich â�� versicherten TÃ¤tigkeit (sachlicher Zusammenhang) zu
Einwirkungen von Belastungen, Schadstoffen oder Ã�hnlichem auf den KÃ¶rper
gefÃ¼hrt hat (EinwirkungskausalitÃ¤t) und die Einwirkungen eine Krankheit
verursacht haben (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t). Dass die berufsbedingte
Erkrankung ggf. den Leistungsfall auslÃ¶sende Folgen nach sich zieht
(haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t), ist keine Voraussetzung fÃ¼r die Feststellung
einer Listen-BK. Dabei mÃ¼ssen die â��versicherte TÃ¤tigkeitâ��, die
â��Verrichtungâ��, die â��Einwirkungenâ�� und die â��Krankheitâ�� im Sinne des
Vollbeweises â�� also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit â��
vorliegen. FÃ¼r die nach der Theorie der wesentlichen Bedingung zu beurteilenden
UrsachenzusammenhÃ¤nge genÃ¼gt die hinreichende Wahrscheinlichkeit, nicht
allerdings die bloÃ�e MÃ¶glichkeit (vgl. BSG, Urteil vom 15. September 2011 â�� B
2 U 25/10 R â�� juris Rn. 14; Urteil vom 2. April 2009 â�� B 2 U 30/07 R = BSGE
103, 45; BSGE 103, 59).Â 

Der Verordnungsgeber hat die BK Nr. 1307 wie folgt bezeichnet: â��Erkrankungen
durch organische Phosphorverbindungenâ��.Â 

FÃ¼r die Feststellung ihres Krankheitsbildes als BK nach BK Nr. 1307 muss die
KlÃ¤gerin aufgrund ihrer versicherten TÃ¤tigkeit organischen
Phosphorverbindungen ausgesetzt gewesen sein. Hierunter fallen Ester, Amide oder
Schwefelderivate der Phosphor- und PhosporsÃ¤ure â�� Organophosphate, die
Ã¼ber die Haut, die Atemwege oder den Magen-Darm-Trakt aufgenommen werden
(vgl. Merkblatt fÃ¼r die Ã¤rztliche Untersuchung, Bek. des BMA v. 10. Juli 1979,
BArbBl. 7/8/1979; SchÃ¶nberger/Mehrtens Valentin, Arbeitsunfall und
Berufskrankheit, 9. Auflage 2017, Kap. 21.5 (7) S. 1315). Das Krankheitsbild muss
durch die versicherten Einwirkungen verursacht worden sein.

Bei der BK Nr. 1307 handelt es sich um einen sog. offenen BK-Tatbestand, der das
Krankheitsbild offen lÃ¤sst (vgl. hierzu Mehrtens/Brandenburg, Die
Berufskrankheitenverordnung (BKV), Stand: 04/2021, E Â§ 9 SGB VII, S. 24). Dies
fÃ¼hrt jedoch nicht dazu, dass bereits die â�� ggf. auch nur sehr geringfÃ¼gige
â�� Aufnahme der in den Berufskrankheiten angegebenen Stoffe Krankheitswert
hat. Vielmehr sollen auch die offenen Berufskrankheiten bestimmte Krankheitsbilder
erfassen, fÃ¼r die die medizinische Wissenschaft die Voraussetzungen fÃ¼r die
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Berufskrankheitenreife â�� generelle Geeignetheit und Gruppentypik im Sinne des 
Â§ 9 Abs. 1 Satz 2 SGB VII â�� herausgearbeitet hat. Die Krankheitsbilder sind zwar
nicht in den offenen BK-TatbestÃ¤nden, aber in den hierzu erlassenen amtlichen
MerkblÃ¤ttern und bei neueren BK-TatbestÃ¤nden zusÃ¤tzlich in den
wissenschaftlichen BegrÃ¼ndungen aufgefÃ¼hrt (Mehrtens/Brandenburg, BKV
a.a.O.). Die MerkblÃ¤tter enthalten zwar keine verbindlichen Konkretisierungen der
Tatbestandsvoraussetzungen noch sind sie antizipierte
SachverstÃ¤ndigengutachten oder eine Dokumentation des Standes der
einschlÃ¤gigen Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft. Sie sind jedoch als
Interpretationshilfe und zur Ermittlung des aktuellen medizinisch-wissenschaftlichen
Erkenntnisstands heranzuziehen (BSG, Urteil vom 27. Juni 2017 â�� B 2 U 17/15 R
â�� juris; Urteil des erkennenden Senats vom L 3 U 115/15).Â 

PhosphorsÃ¤ureester â�� vor allem als Insektizide verwendete
Cholinesterasehemmstoffe â�� sind von arbeitsmedizinisch-toxikologischer
Bedeutung. Vergiftungen durch letztere verlaufen unter dem Bild einer endogenen
Acetylcholinvergiftung. Auch Polyneuropathien und chronische zentralnervÃ¶se
StÃ¶rungen sind beschrieben. Zielorgane der Einwirkung organischer
PhosphorsÃ¤ureester wie z. B. Triorthokresylphosphat sind vor allem das periphere
und zentrale Nervensystem (vgl. Merkblatt fÃ¼r die Ã¤rztliche Untersuchung, Bek.
des BMA v. 10. Juli 1979, BArbBl. 7/8/1979; SchÃ¶nberger/Mehrtens Valentin,
Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Auflage 2017, Kap. 5.10 S. 263, Kap. 21.5 (7)
S. 1315). Damit in Ã�bereinstimmung hat der SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. M. in
seinem Gutachten vom 31. August 2020 nebst ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 4.
August 2021 fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend Â ausgefÃ¼hrt, dass die schÃ¤dlichen
gesundheitlichen Auswirkungen von Organophosphaten nach aktuellem
wissenschaftlichen Erkenntnisstand eine Vielzahl von langfristigen neurologischen
und psychiatrischen StÃ¶rungen einschlieÃ�lich BeeintrÃ¤chtigungen der
Aufmerksamkeit, des GedÃ¤chtnisses und anderer Bereiche der Wahrnehmung
umfassen. Nach Prof. Dr. M. kÃ¶nnen organische Phosphate zusÃ¤tzlich zur akuten
Acetylcholinesterasehemmung eine Reihe zusÃ¤tzlicher Ziele beeinflussen, die zu
oxidativem Stress, axonalen Transportdefiziten, Neuroinflammation und
AutoimmunitÃ¤t fÃ¼hren. Einige Organophosphate z. B. Triorthokresylphosphat
verursachen nach einer Latenz von 1-2 Wochen LÃ¤hmungen durch irreversible
Demyelinisierung motorischer Nerven und den zugehÃ¶rigen
RÃ¼ckenmarksbahnen (entsprechend auch Gutachten der Prof. Dr. K. vom 17.
Februar 2019, S. 31).Â 

Zur Ã�berzeugung des Senats steht aufgrund der Ermittlungen des
GeschÃ¤ftsbereichs PrÃ¤vention der Beklagten (Stellungnahmen vom 16. April
2020, 16. November 2010, 1. Januar 2012, 14. Januar 2014 und 30. Dezember
2014) sowie insbesondere aufgrund des SachverstÃ¤ndigengutachtens des Prof. Dr.
M. vom 31. August 2020 nebst ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 4. August 2021
und der von ihm ausgewerteten Vielzahl einschlÃ¤giger Studien jedoch fest, dass es
bei der KlÃ¤gerin schon am Vollbeweis einer Exposition im Sinne der BK Nr. 1307
fehlt. Nach derzeitigem wissenschaftlichen Erkenntnisstand sind zwar Flugbegleiter
und Piloten im Vergleich zur AllgemeinbevÃ¶lkerung einer leicht erhÃ¶hten inneren
Belastung mit gewissen Organophosphatverbindungen ausgesetzt. Prof. Dr. K. hat
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sich zur BegrÃ¼ndung einer Exposition in ihrem Gutachten wiederholt auf von ihr
behandelte Patientinnen und Patienten nach KabinenluftzwischenfÃ¤llen bezogen,
die im zeitlichen Zusammenhang mit einem auffÃ¤lligen Flug innere Belastungen
mit humantoxischen Stoffen oder Stoffgruppen zeigten, die im weiteren zeitlichen
Verlauf nicht mehr in gleicher Weise und zeitlicher AusprÃ¤gung nachweisbar
waren. Im konkreten Fall der KlÃ¤gerin ist jedoch der Vollbeweis einer Exposition im
Sinne der BK Nr. 1307 nicht erbracht. Weder hinsichtlich des von der KlÃ¤gerin
angegebenen Flugs vom 19. Januar 2008, bei dem sie starke gesundheitliche
BeeintrÃ¤chtigungen geltend machte, noch hinsichtlich anderer FlÃ¼ge, fÃ¼r die
sie Geruchswahrnehmungen angegeben hatte, sind sog. Fume Events oder
Rauchgasentwicklungen dokumentiert. Die KlÃ¤gerin hatte diesbezÃ¼glich auch
selbst keine entsprechenden Meldungen vorgenommen. Von einem Vollbeweis
gesundheitsschÃ¤dlicher Einwirkungen im Sinne der BK Nr. 1307 kann vor diesem
Hintergrund nicht ausgegangen werden, ebenso nicht von einem durch die Beklagte
verschuldeten Beweisnotstand. Bei UnaufklÃ¤rbarkeit eines Umstands fallen die
Folgen der objektiven Beweislosigkeit dem, der eine ihm gÃ¼nstige Rechtsfolge
geltend macht, zur Last, wobei es keinen Unterschied begrÃ¼ndet, ob die
UnmÃ¶glichkeit des Nachweises in den besonderen UmstÃ¤nden des Einzelfalles
oder in der generellen Eigenart des Leidens oder etwa der gefÃ¤hrlichen Stoffe
wurzelt; in beiden FÃ¤llen muss der BeweisfÃ¤llige eine Ablehnung seines
Begehrens hinnehmen, obwohl nicht mit letzter Sicherheit ausgeschlossen werden
kann, dass der geltend gemachte Anspruch in Wahrheit begrÃ¼ndet ist (vgl. BSG,
Urteil vom 7. September 2004 â�� B 2 U 25/03 R â�� juris; BSG SozR 2200 Â§ 551
Nr. 1 m. w. N.). Da die KlÃ¤gerin sich auf das Vorliegen der fÃ¼r den von ihr geltend
gemachten Anspruch erforderlichen berufsbedingten kÃ¶rperschÃ¤digenden
Einwirkungen durch Organophosphate beruft, muss sie die Folgen der objektiven
Beweislosigkeit tragen. Selbst ein von der Beklagten verschuldeter Beweisnotstand
wÃ¼rde allenfalls Beweiserleichterungen im Rahmen der BeweiswÃ¼rdigung zur
Folge haben, jedoch nicht bewirken, dass der jeweils maÃ�gebende
BeweismaÃ�stab reduziert wird (vgl. BSG SozR 3-1500 Â§ 128 Nr. 11; stÃ¤ndige
Rechtsprechung des Senats, Urteile vom 15. Dezember 2015 â�� L 3 U 28/12, vom
21. Februar 2012 â�� L 3 U 268/05 â�� und vom 31. August 2010 â�� L 3 U 162/05
â�� juris). Â 

DarÃ¼ber hinaus fehlt es auch am Vollbeweis eines generell geeigneten
Krankheitsbilds im Sinne des offenen BK-Tatbestands der BK Nr. 1307. Insbesondere
liegt weder eine Enzephalopathie noch Polyneuropathie im Vollbeweis vor.Â 

Als Enzephalopathie bezeichnet man nichtentzÃ¼ndliche Erkrankungen oder
SchÃ¤digungen des Gehirns unterschiedlicher Genese. Es handelt sich streng
genommen nicht um eine Diagnose, sondern um einen Oberbegriff fÃ¼r
StrukturschÃ¤digungen und FunktionsstÃ¶rungen des Gehirns. Unter einer
toxischen Enzephalopathie versteht man ein Krankheitsbild, das Folge einer
direkten oder indirekten SchÃ¤digung des Gehirns oder von Teilen des Gehirns
durch exogen aufgenommene oder im Stoffwechsel entstandene neurotoxisch
wirkende Stoffe ist. Das Krankheitsbild unterscheidet sich in den wesentlichen
Symptomen nicht von anderen Enzephalopathieformen. Kernsymptome sind:
verminderte KonzentrationsfÃ¤higkeit, MerkschwÃ¤che, Schwierigkeit beim
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Erfassen und Behalten von Informationen, Antriebs- und AffektstÃ¶rungen mit
Nachlassen von Initiativen, mit erhÃ¶hter Reizbarkeit, VerstimmungszustÃ¤nden
und VerÃ¤nderungen der PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit sowie eine auÃ�ergewÃ¶hnliche
ErmÃ¼dbarkeit oder rasche ErschÃ¶pfbarkeit. Da psychische Erkrankungen in der
AllgemeinbevÃ¶lkerung hÃ¤ufig vorkommen und organische StÃ¶rungen in der
Regel eine multifaktorielle Ã�tiologie aufweisen, ist eine adÃ¤quate
Differentialdiagnose von besonderer Bedeutung. Hierbei ist eine Abgrenzung zu
anderen Erkrankungen vor allem auf neuropsychiatrischem und internistischem
Fachgebiet erforderlich. AnzufÃ¼hren sind hier u. a. affektive StÃ¶rungen (frÃ¼her:
endogene Depressionen), AngststÃ¶rungen und phobische StÃ¶rungen, Reaktionen
und BelastungsstÃ¶rungen und somatoforme StÃ¶rungen (BK-Report â��BK 1317
Polyneuropathie oder Enzephalopathie durch organische LÃ¶sungsmittel oder deren
Gemischeâ�� 1/2018 â�� BK-Report 1/2018 â�� S. 82). Zu den Diagnosekriterien
der Enzephalopathie gehÃ¶ren als objektive Symptome und Befunde der Nachweis
typischer Kernsymptome, die nicht auf andere Ursachen zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden
kÃ¶nnen, typische kognitive Leistungsdefizite, typische Zeichen von organisch
bedingten affektiven StÃ¶rungen und der Nachweis von Tremor, Ataxie und
KoordinationsstÃ¶rungen. An bildgebenden Verfahren fÃ¼r einen Nachweis
kommen eine kraniale Computertomographie (CCT) oder eine MRT in Betracht (BK-
Report 1/2018, S. 84 f.).

Der Senat vermag der SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. K., die eine Enzephalopathie in
Form punktueller kognitiver EinschrÃ¤nkungen (anamnestisch seit etwa 2003,
auffÃ¤llige Minderung der absoluten Glukose-Aufnahme in verschiedenen
Hirnregionen im PET-CT, Ã¤rztlich beschrieben seit 2009, erstmals objektiviert
mittels standardisierter Tests 2018 â�� ICD 10 G92) beschrieben hat, nicht zu
folgen. Gegen den Vollbeweis einer Enzephalopathie sprechen nach den
zutreffenden und den Senat Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr. M. in
seinem Gutachten vom 31. August 2020 und der ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom
4. August 2021 die Untersuchungsergebnisse der am 25. Januar 2010 im Auftrag
des Dr. N. durchgefÃ¼hrten testpsychologischen Untersuchung des Diplom-
Psychologen O. FÃ¼r die von Dr. N. im Befundbericht vom 2. Mai 2010
beschriebenen VerÃ¤nderungen u. a. einer beginnenden StÃ¶rung der Hirnleistung
fand sich in den testpsychologischen Untersuchungen, die noch in engem zeitlichen
Zusammenhang mit der beruflichen TÃ¤tigkeit durchgefÃ¼hrt worden waren, kein
Korrelat. Danach zeigte sich im MWT-B-Test ein Ã¼berdurchschnittliches
Intelligenzniveau. Im Kurztest fÃ¼r allgemeine BasisgrÃ¶Ã�en der
Informationsverarbeitung erreichte die KlÃ¤gerin ein durchschnittliches Ergebnis. Im
Zahlenverbindungstest war eine durchschnittliche visuelle kognitive
Informationsverarbeitungsgeschwindigkeit ermittelt worden. Im Benton-Test zur
Ã�berprÃ¼fung einer erworbenen zerebralen SchÃ¤digung zeigte sich kein Hinweis
auf eine StÃ¶rung im Bereich der kurzfristigen visuellen MerkfÃ¤higkeit. Im
Aufmerksamkeitsbelastungstest (d2-Test) fanden sich eine altersentsprechende,
gut durchschnittliche Aufmerksamkeitsbelastung und KonzentrationsfÃ¤higkeit.
Auch im LeistungsprÃ¼fsystem (LPS) zeigten sich keine AuffÃ¤lligkeiten. Im
neurologisch-psychiatrischen Gutachten der Dr. P. vom 12. August 2009 fÃ¼r die
Deutsche Rentenversicherung (DRV) wurde lediglich eine SomatisierungsstÃ¶rung
und depressive Einwicklung diagnostiziert, jedoch keine Enzephalopathie. Dort
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wurde ein unauffÃ¤lliger Neurostatus beschrieben. Auch bei der aktuellen
Untersuchung des Prof. Dr. M. wurden nochmals umfassende testpsychologische
Untersuchungen durchgefÃ¼hrt. Hierbei zeigten sich auffÃ¤llige Werte in den
Testsystemen zur Beurteilung der ReaktionsfÃ¤higkeit, Belastbarkeit und
Aufmerksamkeit, wobei die Ergebnisse eingeschrÃ¤nkt zu beurteilen sind aufgrund
eines deutlich verringerten Arbeitstempos, das die KlÃ¤gerin mit einer erheblichen
ErschÃ¶pfung und KonzentrationsstÃ¶rung am Ende des Untersuchungstages
begrÃ¼ndet hat. UneingeschrÃ¤nkte Werte hatten sich in Bezug auf die
Konzentrationsleistung sowie auf die Orientierungsleistung gefunden. Von klinischer
Seite zeigten sich keine Hinweise auf relevante kognitive Leistungsdefizite. Auch
wenn von Prof. Dr. K. im Unterschied zu Prof. Dr. M. Testverfahren verwendet hat,
die auch leichtere kognitive EinschrÃ¤nkungen erkennen lassen, Ã¼berzeugt ihre
Diagnosestellung aus den o. g. GrÃ¼nden nicht. Insbesondere ist ihre
Argumentation nicht Ã¼berzeugend, dass die von ihr gefundenen kognitiven
EinschrÃ¤nkungen in Ã�bereinstimmung mit einer im PET-CT 2010 beschriebenen
auffÃ¤lligen Minderung der absoluten Glukoseaufnahme in verschiedenen
Hirnregionen stÃ¼nden, denn die testpsychologischen Untersuchungen im Jahr
2010 lieferten keine Hinweise auf entsprechende kognitive EinschrÃ¤nkungen,
ebenso wenig das neurologisch-psychiatrischen Gutachten der Dr. P. vom 12.
August 2009. Auch waren bei dieser Sachlage keine weiteren Ermittlungen auf
neurologischem Fachgebiet veranlasst.

Nach den schlÃ¼ssigen AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr. M. fehlt es ferner am
Vollbeweis einer Polyneuropathie, auch einer Small Fiber Neuropathie.Â 

Polyneuropathien sind (generalisierte) Erkrankungen des peripheren Nervensystems
(PNS). Beim PNS handelt es sich um alle auÃ�erhalb des Zentralnervensystems
liegenden Teile der motorischen, sensiblen und autonomen Nerven mit ihren
Schwannzellen und ganglionÃ¤ren Satellitenzellen, ihren bindegeweblichen
HÃ¼llstrukturen sowie den sie versorgenden Blut- und LymphgefÃ¤Ã�en.
Polyneuropathien betreffen â�� gleichmÃ¤Ã�ig oder unterschiedlich â�� diese
motorischen, sensiblen und vegetativen Fasern, wobei sich die klinische
Manifestation je nach symmetrischem oder asymmetrischem Verteilungstyp
unterscheidet (BK-Report 1/2018 S. 81; Leitlinie â��Diagnostik bei
Polyneuropathienâ��, AMWF-Registernummer 030/067, Stand MÃ¤rz 2019, S. 8
(Leitlinie 030/067)). Die klinische Diagnose einer Polyneuropathie beruht auf der
Anamnese und Beschwerdeschilderung des Patienten sowie dem klinischen Befund
(Leitlinie 030/067, S. 9). Die neurophysiologische Untersuchung dient in ErgÃ¤nzung
der klinischen Untersuchung dazu, das Vorhandensein einer generalisierten
SchÃ¤digung des PNS nachzuweisen, den Verteilungstyp zu bestimmen und eine
subklinische Mitbeteiligung des sensiblen Systems bei motorischer Neuropathie zu
erkennen (Leitlinie 030/067, S. 17). Eine sog. Small Fiber Neuropathie, die nach dem
SachverstÃ¤ndigengutachten des Prof. Dr. M. bei Patienten mit sog. Fume Events
zur Diskussion steht, kann durch verschiedene internistische Erkrankungen
(Diabetes mellitus, rheumatische Erkrankungen, Vitaminmangel, etc.) verursacht
werden, aber auch das Fibromyalgie-Syndrom geht in einem hohen Prozentsatz mit
einer derartigen Neuropathie einher. Die Diagnostik besteht im Wesentlichen aus
einer Hautbiopsie, bei der die Haut-Nervenfasern quantifiziert werden (vgl.
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SachverstÃ¤ndigengutachten des Prof. Dr. M. vom 31. August 2020).Â 

Der Annahme einer peripheren Polyneuropathie durch Prof. Dr. K. (anamnestisch
seit 2003, im Verlauf gebessert, erstmals beschrieben 2009 in Form handschuh-
und sockenfÃ¶rmiger HypÃ¤sthesien und Hyperpathien, motorisch in Form eines
erheblichen Abfalls der Muskelkraft â�� ICD 10 G62.2) Ã¼berzeugt den Senat nicht.
Prof. Dr. K. stÃ¼tzt sich hinsichtlich der von ihr gestellten Diagnose einer
Polyneuropathie u. a. auf einen Befundbericht des Dr. N. vom 2. Mai 2010. Im
neurologisch-psychiatrischen Gutachten der Dr. P. vom 12. August 2009 finden sich
jedoch keinerlei Hinweise auf eine Polyneuropathie, insbesondere wird der
Neurostatus als unauffÃ¤llig beschrieben und keine EinschrÃ¤nkung der Muskelkraft
festgestellt, so dass hier nicht vom Vollbeweis dieser Erkrankung ausgegangen
werden kann. SchlieÃ�lich hat Prof. Dr. K. im Rahmen ihrer Begutachtung selbst von
einer weiterfÃ¼hrenden Diagnostik in Bezug auf Residuen einer Polneuropathie
abgesehen, da bei gebessertem Befund 10 Jahre nach Beendigung der zur
Diskussion stehenden Exposition eine neuropathologische Diagnostik Untersuchung
der Nervenfaserdichte der Haut mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht mehr zur
KlÃ¤rung beitragen kÃ¶nnte. Auch Prof. Dr. M. hat keine neurologische
Begutachtung fÃ¼r angezeigt erachtet. Aktuell vermochte er weder neurologische
AusfÃ¤lle noch ein sensomotorisches Defizit festzustellen. Nach alledem waren
keine weiteren Ermittlungen auf neurologischem Fachgebiet veranlasst.Â 

Auf der Grundlage der Gutachten der von Prof. Dr. K. und des Prof. Dr. M. kann
hinsichtlich der bei der KlÃ¤gerin als weitere GesundheitsstÃ¶rungen festgestellten
chronischen Sinusitis mit rezidivierenden Infekten der oberen Atemwege bzw.
rezidivierenden NasennebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndungen und der Multiple Chemical
Sensitivity (MCS) nicht davon ausgegangen werden, dass es sich um Symptome
oder einwirkungstypische pathologische VerÃ¤nderungen als Wirkungsreaktion auf
die Aufnahme von Organophosphaten handelt. Entsprechendes gilt fÃ¼r den von
Prof. Dr. K. angenommenen St. n. paroxysmalen Tachykardien und St. n.
hÃ¤modynamisch nicht bedeutsamem Perikarderguss unklarer Genese.Â 

Mit der offenen Formulierung von BK-TatbestÃ¤nden besteht zwar grundsÃ¤tzlich
die MÃ¶glichkeit, weitere Krankheitsbilder in die Anerkennungspraxis
einzubeziehen, wenn entsprechende wissenschaftliche Erkenntnisse nach
Inkrafttreten des BK-Tatbestandes gewonnen werden. Auch bei diesen spÃ¤ter
hinzukommenden Krankheitsbildern muss es sich dabei jedoch um solche handeln,
die Ã¼ber die bloÃ�e Inkorporation der Noxe hinausgehen. Es bedarf neben der
Einwirkung eines in einem BK-Tatbestand beschriebenen schÃ¤digenden Stoffes
zusÃ¤tzlich der Feststellung von Symptomen oder einwirkungstypischen
biophysikalischen oder pathologischen VerÃ¤nderungen, die nach den UmstÃ¤nden
des Einzelfalls mit Wahrscheinlichkeit eine Wirkungsreaktion auf die
Expositionsaufnahme darstellen (vgl. Mehrtens/Brandenburg, Die
Berufskrankheitenverordnung (BKV), E Â§ 9 SGB VII, S. 24). BezÃ¼glich der
KlÃ¤gerin beschriebenen chronischen Sinusitis mit rezidivierenden Infekten der
oberen Atemwege bzw. rezidivierenden NasennebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndungen und
der MCS sind derartige Erkenntnisse nicht ersichtlich (vgl. S. 31, 41, 42 des
Gutachtens der Prof. Dr. K. vom 17. Februar 2019; S. 60, 61 des Gutachtens des
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Prof. Dr. M. vom 31. August 2020).Â 

Eine andere Bewertung ist deshalb auch nicht hinsichtlich der von der KlÃ¤gerin
geschilderten Ã¼ber die o. g. Krankheitsbilder hinausgehenden Beschwerden
mÃ¶glich. Soweit im Zusammenhang mit sog. Fume Events in Studien ein sog.
â��Aerotoxisches Syndromâ�� mit sehr heterogenem Beschwerdebild wie
Reizungen der Atemwege, gastrointestinale Effekte, ZNS-Probleme verschiedener
Arten (Zittern, Orientierungslosigkeit, GedÃ¤chtnisverlust und kognitive
Dysfunktion), Kopfschmerzen, Gleichgewichtsverlust, Taubheit und neurologischen
VerhaltensstÃ¶rungen wie emotionale InstabilitÃ¤t, Depression, Hals-Nasen-
Ohrenreizungen, Hauterkrankungen, Ã�belkeit, Atemprobleme, SchwÃ¤che und
MÃ¼digkeit sowie multichemische Empfindlichkeit beschrieben wird, handelt es sich
nach den Ã¼berzeugenden Â AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr. M. im Gutachten vom
31. August 2020, S. 65 bereits nicht um ein definiertes eigenstÃ¤ndiges
Krankheitsbild oder eine spezielle Diagnose.

Soweit die KlÃ¤gerin Ã¼ber ihren ProzessbevollmÃ¤chtigten mit Schriftsatz vom 23.
August 2021 beantragt hat, Prof. Dr. K. ein weiteres Mal gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG zu
hÃ¶ren, war dem nicht nachzukommen. Eine wiederholte AnhÃ¶rung eines Arztes
nach Â§ 109 SGG bedarf eines besonderen Grundes, z. B. wenn sich der
SachverstÃ¤ndige zu bestimmten entscheidungserheblichen Fragen nicht oder
unvollstÃ¤ndig geÃ¤uÃ�ert hatte oder sich zusÃ¤tzliche streiterhebliche Tatsachen
ergeben haben. Ein solcher Grund ist weder seitens des ProzessbevollmÃ¤chtigten
der KlÃ¤gerin dargelegt worden noch ist er aus den Akten ersichtlich, worauf der
ProzessbevollmÃ¤chtigte mit gerichtlichem Schreiben vom 25. August 2021
hingewiesen worden ist. Ã�berdies hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin
den Antrag nach Â§ 109 SGG im Schriftsatz vom 22. September 2021, mit dem
einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung zugestimmt worden ist, nicht
aufrechterhalten.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG, die Entscheidung Ã¼ber die
Nichtzulassung der Revision auf Â§ 160 Abs. 2 SGG.
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